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Technische Dienste Heidenau GmbH  1.2

Heidenau, Amtsgericht Dresden, HRB 12670

2024 2023

EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 6.770.047,68 6.157.187,64

2. Andere aktivierte Eigenleistungen 16.948,86 11.342,01

3. Sonstige betriebliche Erträge 218.397,88 232.267,08

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

und für bezogene Waren -3.850.764,17 -3.618.886,67

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -216.951,68 -247.411,35

-4.067.715,85 -3.866.298,02

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -621.729,09 -554.279,82

b) Soziale Abgaben -137.831,04 -123.922,66

-759.560,13 -678.202,48

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens- 

gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen -824.632,41 -797.289,66

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen -240.013,80 -231.078,06

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 10.469,64 1.441,14

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -130.511,44 -87.415,87

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -304.505,84 -225.552,82

11. Ergebnis nach Steuern 688.924,59 516.400,96

12. Sonstige Steuern -1.333,58 -1.319,89

13. Jahresüberschuss 687.591,01 515.081,07

Gewinn- und Verlustrechnung

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024
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Technische Dienste Heidenau GmbH, Heidenau 

Anhang für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 

 

(1) Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 

Die Technische Dienste Heidenau GmbH hat ihren Sitz in Heidenau und ist eingetragen in das Han-

delsregister B beim Amtsgericht Dresden (HR B 12670). Sie ist nach den Vorschriften des Handelsge-

setzbuches eine kleine Kapitalgesellschaft. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde ent-

sprechend den Regelungen des Gesellschaftsvertrages nach den Vorschriften des Handelsgesetzbu-

ches für große Kapitalgesellschaften aufgestellt.  

Die Vermögens- und Schuldpositionen sind ordnungsgemäß nachgewiesen.  

Die Bilanz entspricht den Gliederungsvorschriften des § 266 HGB. In Erweiterung des gesetzlichen 

Bilanzierungsschemas wurden die Positionen „Sonderposten mit Rücklagenanteil“ und „Sonderposten 

für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen“ hinzugefügt. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß 

§ 275 Abs. 2 HGB aufgestellt.  

 

(2) Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung berücksichtigen die handelsrechtlichen Bewertungsvor-

schriften unter Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit. Die im Vorjahr angewandten 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden beibehalten.  

Allen am Bilanzstichtag bestehenden Risiken, soweit sie bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses 

erkennbar waren, sind durch Bildung ausreichender Rückstellungen und Wertberichtigungen Rech-

nung getragen. 

Im Einzelnen werden folgende Bewertungsgrundsätze angewandt: 

Die entgeltlich erworbenen Immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten 

aktiviert und planmäßig linear über drei Jahre (Software) abgeschrieben.  

Das Sachanlagevermögen ist mit Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, bei abnutzbaren Anlage-

gütern abzüglich planmäßiger Abschreibung, bewertet.  
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Die planmäßigen Abschreibungen erfolgen nach der linearen Methode unter Zugrunde legen der be-

triebsgewöhnlichen Nutzungsdauer. 

Dabei werden für Heizhäuser 25 Jahre, für technische Anlagen zwischen 10 und 25 Jahren sowie für 

Betriebs- und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 15 Jahren angesetzt. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten bis zu EUR 800,00 werden im Zugangsjahr 

voll abgeschrieben und als Abgang gezeigt. 

Das nach Art. 67 Abs. 3 EGHGB bestehende Wahlrecht zur Weiterführung der Sonderposten mit 

Rücklageanteil in voller Höhe wurde in Anspruch genommen. 

In Höhe der erhaltenen Fördermittel für die Beseitigung der Schäden der Flutkatastrophe 2002 wurde 

gleichfalls ein Sonderposten gebildet. Analog dazu wurde mit in den Jahren 2009 bis 2024 für die 

Errichtung neuer Fernwärmetrassen erhaltenen Fördermittel und Zuschüsse verfahren. 

Die Auflösung der Sonderposten erfolgt entsprechend der Nutzungsdauer der bezuschussten Anlage-

güter. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind unter Berücksichtigung aller er-

kennbaren Risiken bewertet und werden zum Nennwert abzüglich Wertberichtigungen bilanziert.  

Die Bewertung der Flüssigen Mittel erfolgt zum Nennwert.  

Die ausgewiesenen Rückstellungen berücksichtigen alle bis zum Bilanzaufstellungszeitraum erkenn-

baren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Die Bewertung erfolgt nach vernünftiger kaufmänni-

scher Beurteilung mit dem Erfüllungsbetrag. Rückstellungen mit einer Laufzeit von mehr als einem 

Jahr werden entsprechend der geschätzten Laufzeiten mit den Zinssätzen der Deutschen Bundes-

bank nach der Rückstellungsabzinsungsverordnung abgezinst. Vom Wahlrecht der Abzinsung von 

kurzfristigen Rückstellungen wurde kein Gebrauch gemacht. Etwaige Kostensteigerungen werden 

berücksichtigt. 

Die Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt.  
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(3) Erläuterungen zur Bilanz 

Einzelheiten zur Entwicklung des Anlagevermögens sind im Anlagespiegel (Anlage zum Anhang) 

dargestellt.  

Ausgewiesene Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände haben bis auf sonstige Ver-

mögensgegenstände in Höhe von TEUR 3,0 (Vj. TEUR 3,0) (Mietkautionen) eine Restlaufzeit von 

unter einem Jahr. Sie enthalten u.a. im Folgejahr abzugsfähige Vorsteuer (TEUR 154,6). Soweit Ein-

zelwertberichtigungen erforderlich waren, wurden diese vorgenommen. 

Das Stammkapital in Höhe von EUR 160.000,00 entspricht der letzten Handelsregistereintragung 

und dem Gesellschaftsvertrag. Alle Anteile hält die WVH Wohnungsbau- und Wohnungsverwaltungs- 

gesellschaft Heidenau mbH (WVH). 

Sonderposten mit Rücklageanteil 

Dieser Sonderposten wurde im Zuge von Sonderabschreibungen gemäß § 4 Fördergebietsgesetz 

ab 2000 gebildet. Im Geschäftsjahr 2024 erfolgte in Anlehnung an die Abschreibung der betreffenden 

Anlagegüter eine Auflösung in Höhe von TEUR 0,9.  

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen 

Durch unterschiedliche Fördermittelgeber wurden in den Jahren zwischen 2003 und 2024 Zuschüsse 

für Hochwasser-Schadenbeseitigungen und Investitionen gewährt. Im Geschäftsjahr wurden Förder-

mittel in Höhe von TEUR 506,6 beantragt. Die Bewilligung erfolgte bis zur Erstellung der Bilanz noch 

nicht. Es wurden TEUR 190,2 aufgelöst.  

Rückstellungen  

Es wurden Steuerrückstellungen für Körperschaftssteuer und Solidaritätszuschlag (TEUR 63,4) sowie 

Gewerbesteuer (TEUR 62,1) für das Geschäftsjahr gebildet. 

Die Sonstigen Rückstellungen enthalten Kosten für ausstehende Rechnungen (TEUR 228,1), Archi-

vierung (TEUR 7,4), Personal (TEUR 32,3), die Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses 

(TEUR 13,9) sowie Steuerberatung (TEUR 4,0).  

  



1.3 

Seite 4 

 

  

Verbindlichkeiten  

Die Verbindlichkeiten weisen folgende Restlaufzeiten auf: 

Art der Verbindlichkeiten Gesamtbetrag   Fälligkeit   

   innerhalb größer davon nach 

   1 Jahr 1 Jahr 5 Jahren 
  EUR EUR EUR EUR 
1. Verbindlichkeiten gegenüber         
    Kreditinstituten 6.226.344,56 669.172,30 5.557.172,26 1.250.000,00 
   (Vorjahr) (5.844.312,31) (576.237,41) (5.268.074,90) (3.441.984,72) 
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen         
    und Leistungen 917.501,70 917.501,70 0,00 0,00 
    (Vorjahr) (595.404,26) (595.404,26) (0,00) (0,00) 
3. Verbindlichkeiten gegenüber         
    verbundenen Unternehmen 8.640,34 8.640,34 0,00 0,00 
    (Vorjahr) (8.605,44) (8.605,44) (0,00) (0,00) 
4. Sonstige Verbindlichkeiten 166.030,22 166.030,22 0,00 0,00 
   (Vorjahr) (8.969,11) (8.969,11) (0,00) (0,00) 

Gesamt 7.318.516,82 1.761.344,56 5.557.172,26 1.250.000,00 

   (Vorjahr) (6.457.291,12) (1.189.216,22) (5.268.074,90) (3.441.984,72) 

  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind durch eine Ausfallbürgschaft der Stadt Heidenau 

(TEUR 181,4) besichert. 

Es erfolgte die Aufnahme eines neuen Kredits i. H. v. TEUR 1.000 zur Finanzierung der Erweiterung 

des Fernwärmenetzes.  
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(4) Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die Umsatzerlöse wurden ausschließlich im Inland und überwiegend im Versorgungsbereich erzielt 

und setzen sich wie folgt zusammen: 

    TEUR 

Wärmelieferungen 6.433,6 

Übrige Dienstleistungen 336,5 

 6.770,1 

 

Die Sonstigen betrieblichen Erträge enthalten Erträge aus der Auflösung von Sonderposten in Höhe 

von TEUR 191,1 (Vj. TEUR 200,1), Erstattungen der Umlage durch Krankenkassen von TEUR 13,4 

(Vj. TEUR 14,0), aus Förderungen elektronisch betr. Fahrzeuge von TEUR 5,8 (Vj. TEUR 5,9) sowie 

aus der Auflösung von Rückstellungen von TEUR 7,5 (Vj. TEUR 6,1). 

Die Sonstigen betrieblichen Aufwendungen umfassen im Wesentlichen Verwaltungs- und Be-

triebsaufwendungen. 

 

(5) Sonstige Angaben 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen  

Sonstige finanzielle Verpflichtungen im Sinne des § 285 Nr. 3a HGB bestehen in Höhe von 

TEUR 116,8 (Vj. TEUR 88,2) und betreffen Verpflichtungen aus Leasing- und Mietverträgen. Aus dem 

Wärmeliefervertrag mit einer Restlaufzeit von 5 Jahren bestehen aus dem Grundpreis abgeleitete 

Abnahmeverpflichtungen von derzeit jährlich ca. TEUR 274,4. Weiterhin bestehen Bestellobligo für 

Investitionen von TEUR 60,0. 

Arbeitnehmer im Geschäftsjahr 

Im Durchschnitt des Geschäftsjahres wurden folgende Mitarbeiter beschäftigt: 

  2024 2023 

  Anzahl Anzahl 

Angestellte 12 10 

Saisonkräfte 1 2 

  13 12 

(Auszubildende) (1) (0) 
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Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024 

 

 

1. Überblick 
 

Die Technische Dienste Heidenau GmbH (TDH) verteilt und übergibt Fernwärme an kommu-

nale, genossenschaftliche, private und gewerbliche Abnehmer. Zum Leistungsbild des Un-

ternehmens gehören neben der Versorgung mit Fernwärme ein umfassender 24/7-Service 

für die Kunden, die kontinuierliche Wartung und Betreuung der Anlagen zum Erhalt der Ver-

sorgungssicherheit sowie die Beratung von Interessenten der Fernwärmeversorgung. 

 

Die angekündigten Gesetze und Regeln, wie die Novelle der AVBFernwärmeV, das Hei-

zungsgesetz etc. sind nach Ende der Ampelregierung zurückgestellt wurden. Im aktuellen 

Wahlkampf sind die Aussagen der Parteien zu diesen Gesetzen nur sehr vage und nicht be-

lastbar. Hier warten alle Unternehmen der Fernwärmebranche auf eine kontinuierliche Fort-

setzung der Regierungsarbeit hinsichtlich der Gesetzgebung im Sinne des Einsatzes von 

Fernwärmeanlagen zur beständigen Reduzierung von CO2-Emissionen und Erreichung der 

Klimaziele. 

 

Für uns als Fernwärmeunternehmen ist diesbezüglich wichtig, dass die aktuelle Wärmelie-

ferverordnung angepasst wird, da diese in der aktuellen Fassung Neuanschlüsse von ver-

mieteten Bestandswohnobjekten erschwert oder gar verhindert. Die Basierung auf den zeit-

weilig günstigeren Preis fossiler Brennstoffe trägt dem erhöhten Investitionsaufwand der 

Fernwärmeversorger der erforderlichen Refinanzierung über den Fernwärmepreis keine 

Rechnung. 

 

In der Novelle der AVBFernwärmeV müssen zukünftig die Investitionen in die Dekarbonisie-

rung der Netze besser und angemessen berücksichtigt werden. Dabei müssen die Interes-

sen der Kunden auf der einen Seite und die Belange der Versorger auf der anderen Seite in 

eine ausgewogene Balance gebracht werden.  

 

Die Verlängerung des Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetzes (KWKG) wurde noch in der alten 

Legislaturperiode verabschiedet, was auch positive Auswirkungen auf den Betrieb des Bio-

masse-HKW der Iqony Energies GmbH hat. Investitionen in entsprechende KWK-Anlagen 

bleiben aus, wenn im KWKG keine sichere und zukunftsorientierte Grundlage geschaffen 

wird.  

 

Ebenso müssen Förderrahmen geschaffen werden, die einerseits dem Verbraucher, aber 

auch dem Versorger wieder mehr Motivation und Vertrauen in die Versorgung mit Fernwär-

me ermöglichen wird.  

 



2. 

Technische Dienste Heidenau GmbH                                                                                         Seite 2 
 

  

Die Betriebsführung eines Freibades auf Namen und Rechnung der Stadt Heidenau wird er-

folgreich fortgesetzt.  

 

Die WVH Wohnungsbau- und Wohnungsverwaltungsgesellschaft Heidenau mbH (WVH) ist 

alleinige Gesellschafterin der TDH. Die Stadt Heidenau ist zu 100 % an der WVH beteiligt.  

 

 

2. Geschäftsentwicklung 2024 

 

Im Geschäftsjahr 2024 konnte die Technische Dienste Heidenau GmbH die positive Entwick-

lung des Unternehmens mit Umsatzsteigerungen zum Vergleichszeitraum 2023 beibehalten 

und ausbauen. Das umfangreiche Investitionsprogramm wurde fortgesetzt und im zurücklie-

genden Jahr konnten somit 34 neue Fernwärme-Hausstationen angeschlossen werden. 

 

Der Fernwärmepreis hat sich nach dem rallyeartigen Verhalten der Energiepreise im interna-

tionalen, aber auch nationalen Maßstab der letzten Jahre stabilisiert. Zwischendurch wurde 

zwar eine erhebliche Reduzierung des Gaspreises zu Beginn des Jahres festgestellt, welche 

einige potentielle Kunden temporär hinsichtlich des Wechselns zur Fernwärme zögern ließ, 

aber im Verlauf des Jahres ist es auch beim Gaspreis wieder zu einem allmählichen und 

kontinuierlichen Preisanstieg gekommen. Auf Grund der höheren Netzentgelte und der Ver-

knappung der Gasressourcen in Deutschland, bedingt durch die aktuelle Witterungslage, 

wird sich auch hier die ansteigende Preisentwicklung von Gas in wirtschaftlicher Konkurrenz 

zur Fernwärme fortsetzen.  

 

Die Nachfrage nach Anschlüssen an das Fernwärmenetz ist weiterhin ungebrochen hoch. Im 

Ergebnis steigt der Umsatz auf 6.770,0 TEUR (Vorjahr 6.157,2 TEUR). Das Jahresergebnis 

2024 liegt bei 687,6 TEUR (Vorjahr 515,1 TEUR) und damit deutlich über dem geplanten Er-

gebnis von 394,8 TEUR.  

 

Für das Geschäftsjahr 2024 beantragte die TDH für durchgeführte Bauvorhaben Fördermittel 

beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) auf Basis des Kraft-Wärme-

Kopplungsgesetzes in Höhe von insgesamt 506,6 TEUR. Diese wurden noch nicht bewilligt. 

 

Für das Jahr 2024 werden ebenfalls Fördermittel auf der gleichen Grundlage in Höhe von 

683,7 TEUR beantragt. Gegenwärtig wird der Antrag durch den externen Prüfer bestätigt. 

 

Zur Finanzierung von Investitionen vorrangig in den Ausbau des Fernwärmenetzes und der 

Erweiterung der Hausanschlüsse wurde 2024 ein neuer Kredit i. H. v. 1.000 TEUR aufge-

nommen. 

 

Der Finanzmittelbestand der TDH verringerte sich im Berichtsjahr leicht auf 957,2 TEUR 

(Vorjahr 962,3 TEUR). Darlehen wurden in Höhe von 623,5 TEUR getilgt. 



2. 

Technische Dienste Heidenau GmbH                                                                                         Seite 3 
 

  

 

Die wirtschaftliche Entwicklung wird durch folgende Kennzahlen weiter charakterisiert: 

 

    

2021 2022 2023 2024 Plan       
2024 

Plan       
2025 

Investitionsdeckung % 43,7 30,9 49,5 33,2 38,7 53,3 

Vermögensstruktur % 85,2 85,8 83,1 85,0 88,5 87,5 

Fremdkapitalquote % 55,9 55,6 54,3 55,4 53,2 51,9 

Eigenkapitalquote % 44,1 44,4 45,7 44,6 46,8 48,1 

Effektivverschuldung TEUR 3.793 4.410 5.158 5.419 6.097 5.090 

kurzfristige Liquidität % 153,5 135,3 173,3 94,2 145,0 190,2 

Eigenkapitalrendite % 8,6 8,5 8,1 10,0 5,8 4,2 

Gesamtkapitalrendite % 4,4 4,4 4,4 5,3 3,5 1,1 

Pro-Kopf-Umsatz TEUR 387 389 513 484 436 459 

Arbeitsproduktivität % 7,2 7,9 9,1 8,9 8,0 7,5 

 

Der Pro-Kopf-Umsatz erhöhte sich im Vergleich zum geplanten Wert aufgrund der gestiege-

nen Umsatzerlöse. Die Eigenkapitalrendite liegt aufgrund des verbesserten Jahresüber-

schusses über dem Planansatz.  

 

Am 31.12.2024 hat die TDH einen stichtagbezogenen Stand von 12 Arbeitnehmern, einer 

Auszubildenden und einem Geschäftsführer.  

 

Zum Abschlussprüfer des Jahresabschlusses 2024 wurde die Schell & Block GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft gewählt. Die Organe der Gesell-

schaft sind im Anhang benannt. 

 

Albert-Schwarz-Bad 

 

Als Betriebsführer des Albert-Schwarz-Bades (ASB) konnte die TDH auch im vergangenen 

Jahr ein Spitzenergebnis erzielen.  

 

Das Team des ASB konnte die Badsaison erfolgreich zum 15.09.2024 abschließen. Mit der 

erreichten Besucherzahl wurde ein Rekordjahr erreicht und ist eines der meistbesuchten 

Freibäder im Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge.  

 

Im Geschäftsjahr 2024 wurde auch ein Nettojahresumsatz deutlich über dem Vorjahr er-

reicht. Ein beträchtlicher Teil der ordentlichen Erträge wurde mittels zusätzlicher Leistungen, 

wie Schwimmkurse, Vermietung der Grillplätze und Sportanlagen eingenommen. 

Investiert wurde in neue Beckensauger, Austausch der Seilnetzpyramide und die Erweite-

rung der Calisthenicsanlage. Ebenso wurde die Parkplatzsituation verbessert. 
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Ständig soll durch neue Attraktionen und Anlagen ein Anreiz geschaffen werden, dass die 

Gäste auch mit Vorfreude und Neugierde das Bad besuchen. Geplant sind in den nächsten 

Jahren der Bau eines Fußweges mit LED-Beleuchtung und Murmelbahn entlang der Zu-

fahrtsstraße, die Errichtung einer Photovoltaikanlage und der Bau einer Carportanlage mit in-

tegrierter PV-Anlage für einen Teil des Parkplatzes.   

 

3. Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
 

Chancen 

 

Die TDH ist ein etabliertes Unternehmen am Wärmemarkt in Heidenau. Technisch nach den 

modernsten Gesichtspunkten ausgestattet und mit energetischem Know-how versehen, wird 

die Stellung des Unternehmens als Dienstleister stetig ausgebaut.  

 

Schwerpunkt der Arbeit ist weiterhin die Erweiterung des Fernwärmenetzes. Noch werden 

diese Pläne durch die energiepolitischen Rahmenbedingungen unterstützt. Der Primärener-

giefaktor für die seitens der Gesellschaft vertriebene Fernwärme beträgt für das Netz Hei-

denau Nord fp=0,21 und das Gebiet Heidenau Süd fp=0,22 (nach Kappung § 22 (3) GEG). 

 

Die im Erzeugungsprozess abgegebene CO2-Emission liegt weit unter den Werten anderer 

Wärmeerzeugungstechnologien auf Grundlage karbonisierter Brennstoffe und wird mit Re-

gelbetrieb mit fCO2eq= 0 gCO2/kWh zertifiziert. 

 

Nach wie vor hat die Fernwärme auf Basis von Biomasseverbrennung und Kraft-Wärme-

Kopplung für die Erfüllung der Anforderungen bei Gebäudesanierungen einen großen Wett-

bewerbsvorteil. 

 

Risiken 

 

Ein Risiko im Sinne des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich 

(KonTraG) bleibt die Entwicklung am Wohnungsmarkt, wie Sanierung, Rückbau und freie 

Wohnungen.  

 

Wie bereits ausführlich erläutert, steht aktuell die Gesetzgebung der Bundesregierung für 

wichtige, besonders die Fernwärme betreffende Regularien aus.  

 

Die Beobachtung der Preisentwicklung ist weiter wesentlicher Bestandteil eines funktionie-

renden Risikomanagements. Dabei sind auch die rechtlichen Rahmenbedingungen wie z. B. 

§ 24 AVBFernwärmeV zu beachten. Steigende bzw. sinkende Preise werden an die Fern-

wärmekunden weitergegeben.  
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers an die Technische Dienste Heidenau 

GmbH, Heidenau 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Technische Dienste Heidenau GmbH, Heidenau, – bestehend 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-

stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht der Technische Dienste Heidenau GmbH, Heidenau, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-

ber 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. De-

zember 2024 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-

ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach die-

sen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 

deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 

deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
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chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche 

Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deut-

schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstel-

lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 

aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-

ren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-

ner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 

die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 

den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende 

geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 

einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen 

Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-

tigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 

beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und 

führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-

nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstel-

lungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende 

wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-

gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-

ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Syste-

me der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetzlichen Vertreter angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem gesetzlichen Vertreter 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-

wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 

der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 

Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 

Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-

weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-

lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-

tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-

ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-

eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-

sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem gesetzlichen Vertreter dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 

dem gesetzlichen Vertreter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 

die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
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1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf — außer bei 
betriebswirtschaftlichen Prüfungen — der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 

alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist derAuftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte-
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9. 

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

B. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten. 

9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 

§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1 
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen. 
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 
(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden. 
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt. 
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt. 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 
(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im 
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen. 
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 
(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer-
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden. 
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, 
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen. 

12. Elektronische Kommunikation 
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

13. Vergütung 
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seinerAnsprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

14. Streitschlichtungen 
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht 
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 


